
Es geht darum, dass wir Kräfte in ihnen fördern und die 
Menschen auch fordern. Im Übrigen beginnt das Prinzip 
des Förderns und des Forderns für jedes Kind im Kinder-
garten. Ich kann nicht verstehen, warum Sie Menschen, 
die mit beiden Beinen im Leben stehen sollen und das 
auch wollen, hier herausnehmen wollen. Ich halte das für 
den komplett falschen Weg.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Die Politik muss die Instrumente und den Rahmen 

schaffen, um die entsprechenden Anreize zu setzen. Wir 
haben ja vieles getan – meine Kollegen haben schon da-
rauf hingewiesen –, und ich nenne es gern noch einmal: 
beispielsweise das Teilhabechancengesetz, das, wie mir 
aus meinem Wahlkreis immer wieder gemeldet wird, sehr 
gut wirkt und greift,

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Dafür müssen die Menschen erst 
einmal sechs Jahre ohne Arbeit sein! Sie müs-
sen langzeitarbeitslos sein!)

und eben auch das Qualifizierungschancengesetz, mit 
dem wir darauf hinwirken wollen, dass Menschen gar 
nicht erst arbeitslos werden. Das genau ist doch das, 
was wir bisher bewirkt haben, und das ist gut so. Ich 
denke auch an das Budget für Arbeit oder an das Budget 
für Ausbildung, das wir heute noch beschließen werden, 
das Menschen in schwierigen Lebenslagen wichtige In-
strumente an die Hand gibt, um in den Arbeitsmarkt in-
tegriert zu werden, um an der Gesellschaft teilzuhaben. 
Da sind wir auf einem guten Weg, und da wollen wir auch 
ansetzen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)
Ich möchte auch das Thema Grundrente erwähnen. Wir 

diskutieren hier über das Thema Grundrente, ja, und wir 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten sagen: auch 
ohne Bedürftigkeitsprüfung! Wir wollen nicht, dass sich 
Menschen, die ihr Leben lang gearbeitet haben, nackig 
machen müssen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Im Übrigen: Das entbürokratisiert auch in einem ganz 
erheblichen Maße. Ich würde mir sehr wünschen, dass 
wir da mit großen Schritten in hohem Tempo vorankom-
men.

Ich möchte als Fazit sagen: Der Antrag greift ein wich-
tiges Thema auf, aber er geht einfach nicht weit genug.

Wenn ich noch einmal auf das Fördern und Fordern 
und das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zu spre-
chen kommen darf: Ich glaube, die Wahrheit liegt irgend-
wo in der Mitte. Was das Bundesverfassungsgericht ge-
sagt hat, war doch nichts anderes als: Sanktionen sind 
möglich – aber anders. – Ich kann mich gut daran erin-
nern, dass gerade wir Sozialdemokratinnen und Sozial-
demokraten es waren, die auf genau diesen Weg immer 
wieder hingewiesen haben.

(Beifall bei der SPD)
Deswegen, glaube ich, ist es auch ganz wichtig, dass wir 
jetzt die Chance nutzen, die uns das Bundesverfassungs-
gericht mit auf den Weg gegeben hat, auf einen Sozial-

staat mit einem umfassenden Sozialstaatskonzept hinzu-
arbeiten, der die Menschen auf Augenhöhe mitnimmt, der 
mit ihnen Eingliederungsvereinbarungen schließt, der sie 
aber auch als verantwortliche Wesen erkennt und sie nicht 
hindert, indem er ihnen jegliche Verantwortung abneh-
men will, so wie Sie es vorhaben. Ich halte das für kom-
plett falsch.

Ich bin der Meinung, man muss auch über Sanktionen 
in einem angemessenen Verhältnis nachdenken, denn al-
les andere würde bedeuten, dass Sie die Menschen ab-
hängen und ihnen dann niemand mehr helfen kann.

Ich glaube, wir haben einen guten Weg eingeschlagen. 
Ihn wollen wir fortsetzen. Ich freue mich auf die künftige 
Arbeit.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Stephan Stracke für die 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stephan Stracke (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Die Linken wollen das Hartz-IV-System abschaf-
fen. Dazu besteht keinerlei Anlass. Unsere Haltung ist 
klar: Mit uns wird es keine Totalrevision des Hartz-IV- 
Systems geben. Eine solche vorzunehmen, hat uns das 
Bundesverfassungsgericht mit seinem Urteil auch nicht 
ins Stammbuch geschrieben. Genau das Gegenteil ist 
richtig: Das Bundesverfassungsgericht hat den Grundsatz 
bestätigt, dass der Gesetzgeber die Hilfe an Bedingungen 
und zumutbare Mitwirkungspflichten knüpfen kann und 
für den Fall der Verletzung Sanktionen festlegen darf. 
Diese Sanktionen dürfen allerdings nicht zu überzogenen 
Belastungen führen; das ist das Prinzip der Verhältnismä-
ßigkeit. Hier besteht Korrekturbedarf. Hier werden wir 
auch Änderungen vornehmen.

Diese klaren Aussagen des Verfassungsgerichts sind 
nichts anderes als eine Bestätigung des bestehenden 
Hartz-IV-Systems durch das höchste Gericht. Nach die-
sem Urteil gibt es also keinerlei Grund für eine Revision 
von Hartz IV, weder rechtlich noch politisch. Hartz IV ist 
eine Erfolgsgeschichte.

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie müssen ein Gesetz vorlegen! Das 
wurde doch angekündigt!)

Dieses System hat wesentlich dazu beigetragen, dass sich 
die Arbeitslosigkeit seit dem Jahr 2000 halbiert hat.

Die Menschen können sich in unserem Land darauf 
verlassen, dass ihnen der Staat in Notlagen zur Seite steht. 
Wer Hilfe benötigt, erhält diese auch. Unser Ziel ist es, zu 
erreichen, dass möglichst wenige Menschen auf Hilfe an-
gewiesen bleiben. Die Menschen sollen ein selbstbes-
timmtes und erfülltes Leben führen, indem sie auf eige-
nen Beinen stehen und sich nicht an der Hand des 
Sozialstaates befinden.
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Wir stehen für einen aktivierenden Sozialstaat. Wir wol-
len Menschen aus der Abhängigkeit des Staates heraus-
holen und sie wieder in Arbeit bringen, und zwar – das ist 
keine Frage – natürlich in gute und sichere Arbeit.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das sind alles nur Phrasen!)

Einen Fürsorgestaat aber, der die Menschen einfach nur in 
Ruhe lässt und ihre Arbeitslosigkeit finanziert, lehnen wir 
ab. Ein solcher würde den Menschen auch nicht gerecht 
und würde den Sozialstaat überdehnen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Wer Sozialleistungen bezieht, muss zumutbare Gegen-
leistungen erbringen. Das ist eine Frage der Gerechtigkeit 
gegenüber der Gemeinschaft, die Arbeitsuchende in einer 
schweren Zeit unterstützt. Solidarität ist für uns keine 
Einbahnstraße. Deshalb bleibt es bei dem zentralen 
Grundsatz der Grundsicherung, nämlich dem Grundsatz 
des Förderns und des Forderns. Dieses zentrale Prinzip 
hat das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vor 
zwei Tagen ausdrücklich bestätigt. Das ist tatsächlich 
das Wichtigste.

Wir setzen auf maximale Unterstützung für diejenigen, 
die sich anstrengen. Dazu haben wir im Herbst letzten 
Jahres das Teilhabechancengesetz beschlossen. Wir set-
zen dafür insgesamt 4 Milliarden Euro ein. Bis jetzt sind 
über 33 500 zuvor arbeitslose Menschen wieder in Arbeit 
gekommen. Das ist bereits jetzt ein guter Erfolg. Wir 
arbeiten daran, dass es noch mehr werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Umgekehrt halten wir am Instrument der Sanktionen für 
diejenigen, die sich Arbeitsperspektiven verweigern, fest.

Für uns gilt: Solidarität und Eigenverantwortung sind 
zwei Seiten einer Medaille. Daran halten wir fest.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.

Tagesordnungspunkt 6 a. Wir kommen zur Abstim-
mung über den Antrag der Fraktion Die Linke auf Druck-
sache 19/14788 mit dem Titel „Hartz IV überwinden – 
Für gute Arbeit und soziale Garantien“. Wer stimmt für 
diesen Antrag? – Das ist die Fraktion Die Linke. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind die Koalitionsfraktionen, 
die FDP-Fraktion und die AfD-Fraktion. Wer enthält 
sich? – Das ist die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 
Der Antrag ist abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 6 c. Wir kommen zur Abstim-
mung über die Beschlussempfehlung des Ausschusses 
für Arbeit und Soziales auf Drucksache 19/9324. Der 
Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe a seiner Beschluss-
empfehlung die Ablehnung des Antrags der Fraktion der 
FDP auf Drucksache 19/7030 mit dem Titel „Rechtssi-

cherheit für die Kommunen und Jobcenter – Berechnung 
der Kosten der Unterkunft in der Grundsicherung verein-
fachen“. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung?

(Zuruf der Abg. Katja Kipping [DIE LINKE])
– Für alle: Wir stimmen über die Beschlussempfehlung 
ab, ja? – Noch einmal: Wer stimmt für diese Beschluss-
empfehlung? – Das sind die Koalitionsfraktionen, die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und die AfD-Fraktion. 
Wer stimmt dagegen? – Das ist die FDP-Fraktion. Wer 
enthält sich? – Niemand. Die Beschlussempfehlung ist 
angenommen.

Unter Buchstabe b empfiehlt der Ausschuss die Ableh-
nung des Antrags der Fraktion Die Linke auf Drucksa-
che 19/6526 mit dem Titel „Wohnkostenlücke schließen – 
Kosten der Unterkunft existenzsichernd gestalten“. Wer 
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das sind die 
Koalitionsfraktionen, die AfD-Fraktion und die FDP- 
Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Das sind die Fraktionen 
Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen. Wer enthält 
sich? – Niemand. Die Beschlussempfehlung ist angenom-
men.

Ein kleiner geschäftsleitender Hinweis zwischendurch: 
Nach Abschluss dieses Tagesordnungspunktes und den 
Abstimmungen dazu haben wir noch ein gutes Stück Ar-
beit vor uns im Sinne von Abstimmungen, Entgegennah-
me von Erklärungen und Erläuterungen zum Prozedere. 
Das heißt, ich bitte alle Kolleginnen und Kollegen, die 
jetzt in den Saal kommen, Platz zu nehmen, damit wir die 
Abstimmungsergebnisse zweifelsfrei feststellen können.

Tagesordnungspunkt 6 d. Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Arbeit und Soziales zu dem Antrag der 
Fraktion Die Linke mit dem Titel „Sozialstaat stärken – 
Hartz IV sofort auf 582 Euro erhöhen“. Der Ausschuss 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksa-
che 19/14217, den Antrag der Fraktion Die Linke auf 
Drucksache 19/10621 abzulehnen. Wer stimmt für diese 
Beschlussempfehlung? – Das sind die Koalitionsfraktio-
nen, die FDP-Fraktion und die AfD-Fraktion. Wer stimmt 
dagegen? – Die Fraktion Die Linke. Wer enthält sich? – 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Beschlussemp-
fehlung ist damit angenommen.

Tagesordnungspunkt 6 e. Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Arbeit und Soziales zu dem Antrag der 
Fraktion Die Linke mit dem Titel „Verwaltungskosten der 
Jobcenter senken – Bagatellgrenze für Rückforderungen 
anheben“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 19/14202, den Antrag der 
Fraktion Die Linke auf Drucksache 19/11097 abzuleh-
nen. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Die 
Koalitionsfraktionen, die FDP-Fraktion und die AfD- 
Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Die Fraktionen Die 
Linke und Bündnis 90/Die Grünen. Wer enthält sich? – 
Niemand. Die Beschlussempfehlung ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 6 f. Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Arbeit und Soziales zu dem Antrag der 
Fraktion der FDP mit dem Titel „Hartz IV entbürokrati-
sieren – Bagatellgrenze einführen“. Der Ausschuss emp-
fiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 19/ 
14469, den Antrag der Fraktion der FDP auf Drucksa-

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 124. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 7. November 2019                            15336 

Stephan Stracke 
(A) 

(B) 

(C) 

(D) 


